an glichen Preußiſchen Stanton . 


„„ Nr. 20. N 


(Nr. 6567.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Februar 1867., betreffend die Genehmigung des 
i revidirten Statuts der »Provinzial⸗Aktienbank des Großherzogthums 
Poſen« in Poſen. \ iu. 


Ai Ihren Bericht vom 13. Februar d. J. gage J das auf G 5 
{ 
von dem hierzu mit Vollmacht 1 Verwaltungsrathe der Bank 


rotokoll verlautbarte, hierbei 0 i 
ches an die Stelle des bisherigen Gefell- 


den hierdurch ertheilen. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


rde 1867. Gr. 6567.) 
5 Ausgegeben zu Berlin. den 13. März 1867. 


| Titel I. 
Bildung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


= el, 3 
8 Mit landesherrlicher Genehmigung hat ſich eine Aktiengeſellſchaft gebildet, 
für welche m die Beſtimmungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches und des Einführungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. maaßgebend ſind, und 
welche die Firma führt: N N | 25 
8 „Provinzial-⸗Aktienbank des Großherzogthums Poſen.“ a 
Die Geſellſchaft hat den Zweck, Handel und Gewerbe in unterſtützen und 
zu beleben, den Geldumlauf zu befördern und Kapitalien nutzbar zu machen. 


. 8 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Poſen. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird bis zum 16. März 1882. beſtimmt. 
ollte innerhalb des gedachten Zeitraumes das Notenprivilegium der Preußiſchen 
„ wie daſſelbe gegenwärtig auf Grund der e vom 5. Oktober 
. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, aufgehoben oder modiftzi 
erden, jo erliſcht die Genehmigung der Provinzial⸗Aktienbank des Gr 
gthums Poſen ſechs Monate nach Publikation des betreffenden Geſetz 
Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf Entſchädigung. = 


33 SUR Titel II. 5 
Grundkapital Aktien und Attionaire⸗ 
nn Gi 


Dias Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, gethei 
weitauſend Aktien von je fünfhundert Thalern jede. 5 


Die Aktien der Geſellſchaft find 
gefertigt: „%%% 5 7 „„ 
a Jede Aktie iſt mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem Stamm: 
regiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes (Aufficht⸗ 
krathes) unterzeichnet. 9 Ba 
Jede Aktie muß die in das Aktienbuch der Geſellſchaft einzutragende genaue 
Bezeichnung des beſtimmten Inhabers nach Namen, Stand und Wohnort deffele 
ben enthalten. Die Dividendenſcheine werden 9 fünf Jahre, auf jeden In⸗ 
haber lautend, nebſt Talon ausgereicht und nach Ablauf des letzten Jahres durch 
neue erſetzt werden. Dem gegenwärtigen Statute ift ein Formular der Aktien, 
ſowie der neu auszugebenden Talons und Dividendenſcheine beigefügt. 8 


$. 6. 


Die Aktie ift untheilbar und kann unter 1 des §. 36. nur 
durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als Einhundert 
Aktien beſitzen oder erwerben. 1 5 


auf den Namen in nachſtehender Art aus⸗ 


NET, 
Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt kein Aktionair zu Zahlungen ver⸗ 
pflichtet. 5 5 
5 §. 8. 


Die Mortifikation verlorener oder vernichteter Aktien findet nach Maaß⸗ 
gabe der geſetzlichen Beſtimmung ſtatt. Die Koſten des e 
ſeowie die Koſten der Ausfertigung neuer Aktien, überhaupt aber ſämmtliche da⸗ 
bei en Koſten fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem Betheiligten 
zur Laſt. i 
In Bezug auf abhanden gekommene Dividendenfcheine iſt das Mortifika⸗ 
tionsverfahren nicht zuläſſig. Es kann jedoch Demjenigen, welcher den Verluſt 
von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjährungsfriſt (§. 41.) anmeldet und 
den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt wie in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag des an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheines ausbezahlt 
werden. Auch verlorene Talons können nicht amortiſirt werden. Die Aus⸗ 
reichung der neuen Serie von Dividendenſcheinen erfolgt, wenn der dazu be⸗ 
ſtimmte Talon nicht eingereicht werden kann, an den Präſentanten der betreffen = 
den Aktie. Iſt aber 1 der Verluſt des Talons dem Aufſichtsrathe angezeigt 
und der Aushändigung der neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen 
worden, ſo werden dieſelben zurückgehalten, bis die ſtreitigen Anſprüche auf die 
neue Serie gütlich, oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. = 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der EN erfolgen in der Poſener 
(N 39 „ 


er 


en Ä 
lu a 

e ann Date ba a Dueg 
verſammlung über die Wahl eines anderen Blattes zu beſchließen. Bis dahin, 


Eh) 
daß dies e e genügt die Fat de en durch das übrig bleibende Blatt. 


Welches Blatt nach dem Beſchluſſe der Generalverſammlung in die Stelle des 

eingegangenen treten ſoll, iſt durch das übrig gebliebene Blatt zu veröffentlichen. 
8 Auch abgeſehen von dem fei e eines Blattes, können Seitens der 
Generalverſammlung andere Geſellſchaftsblätter beſtimmt werden, in welchem 
Falle der betreffende Beſchluß durch die bisherigen Geſellſchaftsblätter, ſo weit 
dieſelben noch zugänglich ſind, bekannt zu machen iſt. 


Titel III. 


Von den Geſchaͤften der Bank. 


$. 10. 
Die Bank iſt zur Erreichung der im $. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu diskon⸗ 
tiren und Wechſel auf Plätze des Auslandes zu kaufen. 


Die zur Diskontirung oder zum Kauf angebotenen Rn müſſen 


mit einem auf die Bank lautenden Giro verſehen je } 
ſpäter als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfall 

und es müſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene 
10 Wechſel mit nur zwei Unterſchriften dürfen nur unter ausdrück⸗ 


ürfen nicht 


lichem, auf einzelne Fälle zu beſchränkendem Einverſtändniſſe zwiſchen 
dem vollziehenden Direktor und den beiden nach $. 26. des Statuts der 
Direktion zugeordneten Mitgliedern des Aufſichtsrathes für die Bank 


erworben werden; i 


a 2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf längere Zeit als 


drei Monate und nur gegen Verpfändung von a 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben 
nicht unterworfen ſind, 1 


p) inländiſchen Staats-, Kommunal: oder anderen unter Autorität d 
Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen geld⸗ 
werthen, a den Inhaber lautenden Papieren, ſowie von Wechſeln 
auf Plätze des Auslandes; desgleichen von ungemünztem oder ge 
münztem Gold und Silber. 


Inländiſche Papiere, die auf den Namen lauten, dürfen in d 


Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchäftsinſtrukti ! 
für die Direktion. n 5 © 


3) beleihungsfähige Effekten der vorſtehend sub Littr. b. bezeichneten Art, 
ſowie edle Metalle oder fremde Münzen zu kaufen und zu verkaufen. 


4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten 
zu beſorgen, unverzinsbare, ſowie auch verzinsbare Kapitalien ohne Ver⸗ 
briefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den Namen 
der Einzahlenden lauten dürfen, anzunehmen und mit den Eigenthümern 
der Pe einkaſſirten oder angenommenen Gelder und Effekten 
in Giroverkehr zu treten. — Bei Annahme der verzinsbaren Kapitalien 
iſt eine Kündigungsfriſt von nicht weniger als zwei Monaten vorzubehalten 
und darf der Betrag dieſer Gelder die doppelte Höhe des eingezahlten 
Grundkapitals der Bank nicht überſchreiten) 


5) nach näherer Vorſchrift der $$. 12. bis 15. auszugeben und ein- 
zuziehen. 8 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchäfte ſind der Bank nicht ge⸗ 
ſtattet , beſonders darf fie keine Kapitalien auf i dee unterbringen. Es iſt 
g 110 en jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz Poſen zu errichten, 
welche dieſelben Geſchäfte wie die Privatbank beſorgen können, nach der ihnen 
von dem Aufſichtsrathe zu ertheilenden Inſtruktion. 

Die Einlöſung der bei ihnen präfentixten Noten der Privatbank wird von 
denſelben nach Maaßgabe ihrer Baarbeſtände und ihrer Bedürfniſſe bewirkt. 


. 11. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Werthen, 
welche durch das nd age vom 4. Mai 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 305. ff.) 
beſtimmt worden ſind oder ſpäter durch Landesgeſetze beſtimmt werden ſollten. 


SB, 


Die Bank hat das Recht, während der Dauer ihres Beſtehens unverzins⸗ 
bare, auf jeden Inhaber lautende Noten ($. 10. Nr. 5.) bis zum a 0 
Million Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; jedoch unterliegt i 
fertigung und die 1 derſelben der Genehmigung be er Beauf⸗ 
ſichtigung der Regierung. Dieſe Noten ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. 
Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchäftsjahres (§. 39.) eine Verminderung des 
Cr. 6567) N Grund⸗ 


— 


inen 
ie Aus⸗ 


undkapitals zu beſchränken. 


N, | | a 
N Die Noten dürfen nur auf Beträge von zehn, zwanzig, funfig, Einhun⸗ 
dert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. 5 i 
ES Der Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten ſoll die 
Summe von Einhundert tauſend Thalern nicht überſteigen. Ueber das Verhältniß, 
in welchem bei der Emiſſion der übrigen neunhunderk tauſend Thalern von den 
Abſchnitten von zwanzig bis zweihundert Thalern Gebrauch zu machen iſt, können 
von den Miniftern für Handel und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen 
getroffen werden. 2 
| 8 d 
Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Präſentation ſofort in Posen gegen klingendes Kurant e 5 
Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß entſtan⸗ 
denen Berlutes der ausgegebenen Noten können die Zahlung an den Vorzeiger 
niemals aufhalten und 105 für die Bank unverbindlich. a 
Der Inhalt des gegenwärtigen §. 14., ſowie des nachfolgenden g. 16. iſt 
auf jeder Note deutlich abzudrucken. 


. 15. | 


Die Direktion der Bank und der Aufſichtsrath find dafür verantwortlich 
daß jeder Zeit ein dem Betrage der zirkulixenden Noten gehe: Beſtand an 
Deeckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde und der u 
in diskontirten Wechſeln in einer befonderen, unter dreifachen Verſchluß zu 19 ; 
tenden und für die 9 Bedürfniſſe der Bank nicht zu verwendenden Note 
kaſſe aufbewahrt werde. f ä 


Titel Iv. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blättern Behufs der 
Einlöſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage der 
letzten Inſertion e Präkluſivtermine unter der Warnung und 
mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle 
Anſprüche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erlöſchen. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Präkluſion ſind nicht zuläſſig, viel⸗ 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Präkluſiptermins 
gegen alle diejenigen ein, welche die Noten nicht präſentirt haben, dergeſtalt, daß 
jeder Anſpruch auf 1 oder Umtauſch 5 0 it, alle auf ae 
nicht eingelieferten Noten werkhlos find, und wenn fie etwa noch zum Vorſchein 
kommen, von der Bank angehalten und vernichtet werden können. 

Der Betrag der ſolchergeſtalt präkludirten Noten ſoll zu mildthätigen 
Zwecken nach näherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes verwendet werden. 


Titel V. 
Von dem Aufſichtsrathe. 


H. 17. 


Der aus zwölf Mitgliedern beſtehende uffihtenatt hat ſämmtliche im 
Artikel 225. des Allgemeinen Deutſchen Hande sgeſetzbuches und in dieſem 
Statut bezeichneten Rechte und Pflichten. ; 


Die Mitglieder des Aufſichtsrathes, von denen mindeſtens ſieben ihren 
Wohnſitz in der Stadt Poſen haben müſſen, werden von der Generalverſammlung 
gewählt. Die Wahl erfolgt in Gegenwart eines Notars oder Gerichtsdeputirten, 
und eine Ausfertigung der von dieſem aufgenommenen Wahlverhandlung bildet 
die Legitimation des Aufſichtsrathes. Die Funktionen der Mitglieder deſſelben 
dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden vier Mitglieder aus; die Reihen⸗ 
folge des Ausſcheidens wird durch das Amtsalter beſtimmt. Die Ausſcheidenden 
ſind wieder wählbar. Bei einer ſtattgehabten Wiederwahl wird die Amtsdauer 
von der letzten Wahl an berechnet. Die Bildung des erſten Aufſichtsrathes er⸗ 
folgt durch die von der ordentlichen Generalperſammlung des Jahres 1867. zu 
vollziehenden Wahlen. Gleichzeitig erliſcht das Mandat ſämmtlicher den jetzigen 
Verwaltungsrath bildender Mitglieder. Welche Mitglieder in den Jahren, in 
15 ai Turnus noch nicht beteht, auszuſcheiden haben, wird durch das Loos 
eſtimmt. 8 g = 
5 Die Namen der Gewählten werden durch die im F. 9. bezeichneten Blätter 
öffentlich bekannt gemacht. a 255 


$. 18. 


Jedes Mitglied des a dee muß mindeſtens zehn Aktien beſitzen 5 
oder erwerben, die Dokumente dieſer lktien werden in das Archiv der han ! 
| ee 


(Ir. 6567.) 


er Dauer der Funkti 
ndet werden. 5 


ſchaft hinterlegt und dürfen während 
8 Mitgliedes weder v 


des betreffenden 


eräußert noch verpfä 
i ar ob, 


ee: Der Aufſichtsrath wählt aus feiner Mitte einen > räſidenten und einen 
Vizepräſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern ein Jahr, fie 
ſind nach Ablauf deſſelben wieder wählbar. Sollten beide verhindert fein, einen 
Sitzung des Auſſichtsrathes beizuwohnen, ſo übernimmt das nach den Lebens⸗ 
jahren älteſte Mitglied den Vorſtz. 
nn, | $. 20. 


/ Kommt während der Wahlperiode die Stelle eines Mitgliedes des Auf 

ſichtsrathes zur Erledigung, ſo wird vorläufig für die Zeit bis zur nächſten 
Generalverſammlung von dem Aufſichtsrathe eine Erſatzwahl ji notariellem oder 
erichtlichem Protokoll vorgenommen. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt 
590 Wahl der Generalverſammlung. Das in dieſer Weiſe gewählte Mitglied 
cheidet an dem Termine aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vor⸗ 

gängers aufgehört haben würde. 15 

EN: Die Namen des Präſidenten, des Vizepräfidenten und aller übrigen Mit⸗ 
i Fe des Aufſichtsrathes, ſowie eine jede dabei eintretende Veränderung ſind 4 


urch die Geſellſchaftsblätter bekannt zu machen. > : 
| 9.21 1 


5 Der Aufſichtsrath verſammelt ſich, jo oft er es für dienlich erachtet, an 
5 fe etzenden Terminen auf Einladung des Präſidenten des Aufſichtsrathes, in 
der Regel mindeſtens monatlich einmal, um von dem Gange der Geſchäfte 

Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu 0 Die Zuſammenberufung 
muß jederzeit erfolgen, ſobald drei Mitglieder des Aufſichtsrathes darauf antragen. 
Zaur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes ift die Anweſenheit von mindeſtens 
ſieben Mitgliedern erforderlich. : 


§. 22. 


a Die Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes werden durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit der Erſchienenen gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern es 15 
um eine al handelt, das Loos, in allen übrigen Fällen die Stimme des 
Präſidenten oder, in deſſen ae des Vizepräſidenten, beziehungsweiſe des 
in deren Stelle tretenden anweſenden älteſten Mitgliedes des Aufſichtsrathes. 
Ergiebt ſich bei einer Wahl im erſten Skrutinio weder eine abſolute Majorität, 
noch Stimmengleichheit, 5 werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Wählenden auf die engere Wahl. 


gebracht. 
$. 23. 5 N 


Zu den Befugniſſen und Pflichten des Aufſichtsrathes gehört: 
a) die Reviſion beſtehender und die Extheilung neuer Inſtruktionen ſowo 


für die Direktion, als auch für das Perſonal der einzelnen Geſchäfts⸗ 
zweige 5 : 
b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes- 


maligen Verſammlungen des Auffichtsrathes ihm vorzulegenden Ueberſicht 
der Kaffe der Bank, des Wechſelportefeuilles und der Lombardbeſtände/ 


e) die monatliche Reviſion der Kaſſe, der Wechſel⸗ und Lombardbeſtände 
durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll über die Reviſion 
aufzunehmen haben; 


d) außerordentliche Kaſſenreviſtonen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
jo oft er dieſelbe für angemeſſen erachtet / 


e) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Gefchäftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden ($. 39.) 


f) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, ve Stellver⸗ f 
treters und des Rendanten (Kaſſirers), desgleichen die eſtimmung der 
Gehälter des Bankperſonals) a a 


8) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontrakts mit 
demſelben; 


h) die Sorge für die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors, 
i) die Bewilligung von Gratifikationen an das angeſtellte Bankperſonal. 


In den mit den Beamten der Geſellſchaft abzuſchließenden Dienſtverträgen Se 
eh Aufſichtsxathe das Recht vorzubehalten, die Beamten jederzeit wegen 2 
ienſtvergehen, Fahrläſſigkeit oder aus moraliſchen Gründen zu entlaſſen. Der N 
desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von mindeſtens neun 
Mitgliedern des Aufſichtsrathes. 
Die Dienſtverträge müſſen außerdem die Beſtimmung enthalten, daß die 
Aae ausgeſprochene Entlaſſung eines Beamten zur Folge hat, daß alle 
emſelben vertragsmäßig gewährten Anſprüche an die Gefellfchaft auf Beſoldung, 
sungen, Gratifikationen oder andere Vortheile für die Zukunft von ſelbſt 
erlöſchen. 


§. 24. 


Alle Ausfertigungen des Aufſichtsrathes werden von dem Präſidenten oder 
von dem Vizepräſidenken, oder von zwei Mitgliedern des Auffichtsrathes 
unterſchrieben. 


§. 25. 


Der Aufſichtsrath wird nicht befoldet; er bezieht jedoch, außer dem Erſatze 
ür die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, für ſeine Mühwaltung eine 
Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinne. Die e ae kann 
eine Ermäßigung der Tantieme beſchließen. Der Aufſichtsrath ſtellt die erthei⸗ 
lung dieſer Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. { 
Jahrgang 1867. (Nr. 6567.) 40 Ti⸗ 


Von der Direktion. 


$. 26. = 


Die Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft mit allen nach den 
Artikeln 227. ff. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches und dem 
Artikel 12. des Einführungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. dem Vorſtande einer 
Akktiengeſellſchaft zuſtehenden Rechten und Pflichten. Sie beſteht aus dem voll- 
ziehenden Direktor und zweien vom Aufſichtsrathe aus deſſen Mitte delegirten 
Mitgliedern, die jedoch nie ein und derſelben Firma angehören dürfen. En 
Kür den vollichenden Direktor ernennt der Aufſichtsrath aus der Zahl 
ſeiner Mitglieder oder der Beamten der Geſellſchaft einen Stellvertreter. N 
Die Beſtellung der Direktionsmitglieder, ſowie des für den vollziehenden 
Direktor ernannten Stellvertreters, iſt zu jeder Zeit widerruflich. a 
ü Ueber die Wahl des vollziehenden Direktors, ſowie feines Stellvertreters 
und der in die Direktion eintretenden Mitglieder des Aufſichtsrathes, wird ein ge⸗ 
richtliches oder notarielles Protokoll in bee „und bildet eine Ausfertigung 
dieſes Protokolls oder ein auf Grund deſſelben aus eſtelltes gerichtliches oder 
notarielles Atteſt die Legitimation der Direktionsmitglieder. 5 
= Die Namen des vollziehenden Direktors, feines Stellvertreters und der 
übrigen Direktionsmitglieder, ſowie des Rendanten ($. 29.) find durch die im 
FS. 9. bezeichneten Blätter 10 veröffentlichen; in gleicher Art iſt jeder in den Per⸗ 
ſonen eintretende Wechſel bekannt zu machen. = 


| | $. 27. | 
Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bankgeſchäfte 5 


1 


miſſe der Direktion eilten ſich fowoh 
Den auf alle Fälle, in welchen 
en Nachweis, daß die Direktion inn 


291 


der ihr zuſtehenden Befugniſſe chandelt Babe, 
zu führen nicht verbunden. \ > 2 


onen 


. 29. 


Die Bank wird ſowohl gegen jede richterliche und andere öffentliche Behörde 
als gegen jeden Privaten durch die von mindeſtens zwei Direktionsmitgliedern 
unter der Firma der Bank vollzogene Unterſchrift verpflichtet. Zu Quiktungen 

über Gelder, Dokumente und Vermögensobjekte überhaupt, desgleichen zur Aus⸗ 
ſtellung der Wechſelgiri iſt die unter der Firma der Bank zu vollziehende gemein⸗ 
ſchaftliche Unterſchrift des vollziehenden Direktors oder ſeines Stellvertreters und 
des Rendanten (Kaſſirers) genügend. i 


$. 30. 


Die Direktion ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Aufſichtsrathe vorbehalten iſt. Sie iſt 
befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihr nicht zuſteht, 15 ſuspendiren 
und hat über die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Aufſichtsrathes herbei⸗ 
zuführen. a i 

$. 31. Me 

Bei Krankheits- oder abge ee des vollziehenden Direk⸗ 
tors übernimmt der vom Aufſichtsrathe ernannte Stellvertreter deſſelben ($. 26.) 
deſſen Dienſt. Iſt auch dieſer erkrankt oder verhindert, fo hat der Aufſichtsrath 
wegen der Stellvertretung das Erforderliche anzuordnen. 


$. 32. 
Der vollziehende Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. 
Dieſe Aktien werden in das Archiv der e hinterlegt und dürfen, 
ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder veräußert, noch verpfändet, 
noch übertragen werden. 


Be 


$. 33. 


Die Direktion fertigt und übergiebt dem Auffichtsrathe die §. 23. unter b. 
gedachten Ueberfichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahres eine 
nach kaufmänniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz unter gewiſſenhafter Würdigung 
des Werthes aller Aktiva. 5 
Allmonatlich hat fie eine vom Aufſichtsrathe vorher zu augen Ueber: 
ſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank vorhanden ge 
weſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtände in geprägtem Gold und 
Silber, Barren und Wechseln, ferner des Betrages der Forderungen aus Dar 
lehnen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden Banknoten, des⸗ 
leichen unmittelbar nach abgehaltener jährlicher Generalverſammlung einen, alle 
Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Aufſichtsrathe genehmigten kurzen Ge 
Cr. 6567.) 40 * ſchäfts⸗ 


ſchäftsbericht für das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar des Staates vorzulegen 
und gleichzeitig in den §. 9. gedachten Zeitungen zu veröffentlichen. 

Es bleibt der Regierung vorbehalten, anffalt der monatlichen in Zukunft 
auch eine öftere, höchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der Aktiva und 
le insbeſondere der Beſtände in geprägtem Gold und Silber, Barren u. ſ. w. 
anzuordnen. a 


$. 34. 


Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Fällen den Prä⸗ 
an des Aufſichtsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung aufzu⸗ 
ordern. 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 


$. 35. 


Die Generalverfammlungen der Aktionaire finden in Poſen ſtatt. 

Die ordentliche Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat März 
zuſammen; außerordentliche e veranſtaltet die Direktion, 
ſo oft ſie, beziehungsweiſe der Aufſichtsrath, es den Umſtänden angemeſſen er⸗ 
achtet, oder wenn dies von einer Anzahl von Aktionairen, welche zuſammen min⸗ 
deſtens 250 in den Regiſtern der Geſellſchaft auf ihren Namen eingetragene 
Aktien beſitzen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des 
Zweckes und der Gründe verlangt wird. 

Die Einladungen zu allen Generalverſammlungen geſchehen durch eine 
Benachrichtigung, welche zweimal, das erſte Mal mindeſtens zwanzig a vor 
dem Verſammlungstermine, in die durch $. 9. bezeichneten Zeitungen inſerirt wird. 

In der Einladung müſſen jeder Zeit die Gegenſtände, über welche Be 
ſchluß gefaßt werden ſoll, angegeben werden. 


$. 36. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen Aktionairen, welche ſeit zwei 
Monaten vor dem Tage der Berufung in den Büchern der Geſellſchaft ein⸗ 
getragen ſind. 

„In der Generalverſammlung hat der Inhaber 


von fünf Aktien. Eine Stimme, 
von zehn Aktien wei Stimmen, 
von funfzehn Akin rei Stimmen, 
von zwanzig Aktien. vier Stimmen, 


und für jede weiteren fünf Aktien Eine Stimme, ſo daß der Inhaber von Ein⸗ 5 
hundert Aktien zwanzig Stimmen hat. 1 
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Abweſende Aktionaire können fich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
Aktionaire vertreten laſſen. Jedoch können juriſtiſche Perſonen durch ihren ver⸗ 
faſſungsmäßigen Repräſentanten, Kaufleute durch ihre Prokuriſten, Minderjährige 
und ſonſt Bevormundete durch ihre Vormünder, Ehefrauen durch ihre Ehemänner 
vertreten werden, auch wenn die Vertreter ſelbſt nicht Aktionaire find. Die Ver⸗ 

treter haben desfallſige ſchriftliche Vollmach. vor Eröffnung der Verhandlungen 

bei der Direktion niederzulegen. Zwanzig Stimmen bilden das Maximum, 

welches ein Aktionair für die von ihm vertretenen und für feine eigenen Aktien 

zuſammen genommen, haben kann. Die Beſchlüſſe der Anweſenden ſind für die 

Abweſenden verbindlich. 

§. 31; 


Die Generalverſammlung, Sede 18 Aue ſtellt die 1 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Aufſichtsrathes führt auch den 
Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt den Protokollführer und die 
Skrutatoren. 

Zu Skrutatoren können weder Mitglieder des Aufſichtsrathes, noch Beamte 
der Geſellſchaft ernannt werden. 

In den regelmäßigen Generalverſammlungen werden die Geſchäfte in nach⸗ 
ſtehender Ordnung verhandelt: 


1) Bericht des Aufſichtsrathes über die Lage des Geſchäfts im Allgemeinen 
und über die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere ; 


2) Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes 


3) Berathung und Beſchlußnahme über die Anträge des e e und 
der Direktion, ſowie über die Anträge einzelner Aktiongire,/ letztere müſſen 
vor der Berufung der Generalverſammlung der Direktion ſchriftlich ein- 
gereicht fein; 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Büchern und Skripturen der ee zu vergleichen und, 
rechtfindend, der Direktion die Decharge zu ertheilen. 


$. 38. 


Bei den Wahlen findet in den Generalverſammlungen ſtets, inſofern fie 
nicht einſtimmig durch Akklamation erfolgen, geheime Abſtimmung durch Stimm⸗ 
zettel und im Achten das im F. 22. für die Wahlen im Aufſichtsrathe vor⸗ 
geſchriebene Verfahren ſtatt. 

Die Beſchlüſſe der Generalverfammlungen über andere Gegenſtände werden, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 44. und 45., durch abſolute Majorität 
der erſchienenen, beziehungsweiſe vertretenen ſtimmberechtigten Aktiongire gefaßt. 
Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei derartigen Beſchlüſſen die Stimme 
des Vorſitzenden. Auf 5 Antrag des Vorſitzenden, ſowie 0 den Antrag von 
wenigſtens fünf Aktionairen muß durch geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden. 
N Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar oder 
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e anweſen 


S 


Titel VIII. 
Rechnungsablage. Dividende. Reſervefonds. 


$. 39. 


Die Bücher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres ab⸗ 
gerbrofien und wird die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. Die 
ilanz wird vor dem 1. März von dem Autlichtsrathe geprüft und feſtgeſtellt. 


Binnen ſechs Wochen nach der ordentlichen Generalverſammlung muß die 
Bilanz den Reviſionskommiſſarien (§. 37.) zur Prüfung vorgelegt und dieſe 
Prüfung von denſelben im Laufe der nächſtfolgenden vierzehn Tage erledigt 
werden. Die Bilanz wird, nachdem ſie von den Reviſionskommiſſarien gepriſt 
worden, durch die Geſellſchaftsblätter veröffentlicht. i 


Der Ueberſchuß der Aktiva über die Paſſiva bildet den Reingewinn der 
Geſellſchaft. a 


5 Bei Aufnahme der Bilanz müſſen ſowohl die ſämmtlichen verausgabten 
Geſchäftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und für die 
etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozenkſatz abgerechnet 
werden. Die etwa 959 
dem Erwerbun 9 15 und wenn der Börſenkurs am Tage der Bit eee 
niedriger, als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Börſenkurſe in der Bilanz 
angeſetzt werden. Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinne erhalten 
= Tau die Mitglieder des Aufſichtsrathes die ihnen ſtatutmäßig zuſtehenden 
Tantiémen. ö a 


Von dem Ueberreſte werden wenigſtens 163 Prozent fo lange zum Re⸗ 
ſervefonds zurückgelegt, bis letzterer auf den vierten Theil des Grundkapitals an⸗ 
M tft. Die übrig bleibende Summe wird als Dividende unter die 

ktionaire vertheilt. 5 


Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Grundkapitals 
herausſtellen, ſo dient zunächſt der vorgedachte Reſervefonds zur Deckung der⸗ 
ſelben. Reicht derſelbe dazu nicht hin, ſo dienen die zunächſt erzielten Reingewinne 
vorzugsweiſe zur nn des Grundkapitals und be bevor dieſe ſtatt⸗ 
gehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine neue Dividende v 


theilt werden. 5 
So oft und ſo lange ſich aber nach Wiederergänzung des Grundkapit 


andenen Effekten dürfen niemals mit einem höheren, als 


5 


2 


tglie 
antieme nur Die a 


9 5 2 
Dividende v 


$. 40. 


Die Dividenden find in Poſen an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar; die⸗ 
ſelben können jedoch durch Beſchluß des Auffichtsrathes auch an anderen Orten 
zahlbar geſtellt werden. ; 

Die Dividenden werden jährlich am 1. Mai gegen Einlieferung der aus⸗ 
gegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 5 : 


$. 4. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fell 511 von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge⸗ 
ellt ſind. a 


Titel IX. 1 i 
Verfahren bei der Aufloͤſung. 


9. 42. 


Die Bank iſt verpflichtet, 5 85 bis zum Ablauf der ſtatutmäßigen 
Dauer, wenn aber die Auflöſung der Geſellſchaft ſchon früher beſchloſſen werden 
5 1 5 innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe ihre ſämmtlichen Noten ein⸗ 
zulöſen. f 

> Wird die Auflöſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor dem 
Ablaufe der ſtatutmäßig beſtimmten Seit beſchloſſen, ſo müſſen bis zu letzterem 
Zeitpunkte ſämmtliche Noten eingelöſt werden. 


$. 43. 


1 Noten werden 
zwecken verwandt. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchäfte iſt eine Generalverſammlung von 
dem Aufſichtsrathe nach der im gegenwärtigen Statut für die Konvokation gege⸗ 
benen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und Ertheilung 
der Decharge zu 1 Die von den in dieſer Verſammlung anweſenden, 
nicht zur Verwaltung gehörenden Aktionairen ertheilte Decharge efreit ſämmt⸗ 
liche Verwaltungsvorſtände dieſer Bank, den Aktionairen gegenüber, von allem 
und jedem ferneren Nachweis, ſowie von jedem Anſpruche wegen ber erfolgten 
Liquidation. 5 f 
Eine ae rechtliche Seide tritt ein, falls in der Generalverſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen ift und ſich dieſer Fall 
0 K hat zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung wieder⸗ 
olt hat. g 5 


Zur Decharge der Verwaltungsvorſtände durch die Generalverſammlung 
im Falle der Liquidation der Geſellſchaft a jedoch jedenfalls eine Stimmen: 
mehrheit von drei Vierteln der vertretenen Aktien erfor erlich. : 


Titel X. 
Abaͤnderung des Statuts. 


$. 45. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann ö 


d) eine Abänderung des Statuts reſp. eine Erhöhung des Kapitals durch 
Ausgabe neuer Aktien, | RE 


pb . die Auflöſung der Geſellſchaft 
beſchloſſen werden. 


Die Beſchlüſſe ad a. und b. können nur mittelſt einer drei Viertheile der 
in der Generalverſammlung vertretenen Aktien repräſentirenden Majorität ge⸗ 
faßt werden. i 5 


Die Beſchlüſſe ad a. bedürfen außerdem der landesherrlichen Genehmigung 


Oberaufſichtsrecht des Staates 


Zur Wahrnehmung ihres Oberaufſichts rechtes ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion und des Auf- 
ſichtsrathes, ſowie den Generalperſammlungen ohne Stimmrecht beizuwohnen, 
desgleichen von allen Büchern, Skripturen und Kaſſen der Geſellſhaft jederzeit 
Einſicht zu ale auch die Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen 15 berufen. 
Er hat ſorgfältig darüber zu wachen, daß die Vor Suiten des Statuts in allen 
Punkten zur Ausführung gelangen. , 


N 


Sollte es die Staatsregierung für nothwendig befinden, dem Staats⸗ 5 
kommiſſar für dieſes Geſchäft eine fortlaufende Remuneration zu bewilligen, fo 


muß dieſelbe der Staatskaſſe aus den Einnahmen der Bank erſetzt werden. a a 


* 
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Provinzial-Aktien- Bank des Großherzogthums Poſen, 
gegründet durch den notariellen Vertrag vom 24. Oktober 1856. 
landesherrlich beſtätigt durch Königliche Kabinets-Order vom 16. März 1857. 


Bank⸗Aktie 


über 


Fünfhundert Thaler Preußiſch Kuraut. 


Der N. N. (Stand und Wohnort) hat den Betrag dieſer Aktie mit 7 
hundert Thalern ſtatutenmäßig geleiſtet und dadurch alle ſtatutenmäßigen Rechte 
und Pflichten an der auf 2000 Aktien à 500 Thaler 1 Provinzial⸗ 
Aktienbank des Großherzogthums Poſen, namentlich an deren Gewinne ſowie 
an dem me dieſer Geſellſchaft erworben. Jeder Nachfolger im 
Eigenthume dieſer Aktie iſt den Statuten unterworfen. 


Poſen, den dnnn 1855 


Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie ſind auf fünf Jahre Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt 
Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub Folio des Regiſters. 
(Rückſeite.) 
Uebertragen auf „„ 
Folio 
Poſen, den Ka „ „% % % „„ „„ 0 18. 


Provinzial⸗Aktien⸗Bank des Großherzogthums Poſen. 
Der Verwaltungsrath. 
(Der Aufſichtsrath.) 


Ta⸗ 


Provinzial „Aktien -Sank. des Grofheriogthums Poſen 


Alen zum Empfang der . en. Serie der Dividendenſcheine z zu . 
| Akt i . 


Juhabet emp ug am . .... .... gegen dieſe Ymvefun Hs Es des 
Statuts am Sitze der Geftlſchaſt de 1 der Divi endenſchene zur 
vorbezeichneten Aktie. 


Geht dieſe Anweiſung verloren, fo findet das im 8 8. des Statuts vor. 
geſchriebene Verfahren Anwendung. 


MPoſen, , [s 


Probinzial⸗ Aktien Bank des Grnihergthums hosen 
on duschen, 


‚Provinzial -Aiktien- Sank des Großherzogthums Pofen. 


wenn d 
1. Mai 1 


* 
„ 


e 
iſt. 


Inhaber dieſes Scheines empfängt an der Kaffe der ⸗Aktien⸗ 
Bank des rolle Poſen oder nach jeiner Wahl an den durch 
Beſchluß des Verwaltungsrathes zu beſtimmenden Orten die für daß 
Jahr 18. feftzuftellende Dividende. 


Geht dieſer Dividendenſchein verloren, ſo findet 887 im 5 8. des 
Statuts vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 


Poſen, Den ß 


in Aktien, Bank des Seofhenegttuns ofen. 
ae (Senne) g 
Der Rendant. 5 Dier Aufſichtsrath. 


d. ungültig, we 
n, vom 
cht erhoben worden 


n wir 
fünf Jahre 
1 


u 


= 
0 
= 
a 


innen 


g b 
bis 1. Mai 18. 


Betra 


Zn | 


Cr. 6568.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 


des Kreiſes Pr. Eylau im Betrage von 25,000 Thalern. Vom 30. Ja⸗ 
nuar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Pr. Eylauer Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 7. November 1866. beſchloſſen worden, die Geldmittel, welche zur 
Beſchaffung des zum Bau der Oſtpreußiſchen Südbahn innerhalb des gedachten 
Kreiſes erforderlichen Grund und Bodens außer der durch das Privilegium vom 
13. März 1865. (Geſetz-Samml. für 1865. S. 187. ff.) genehmigten Anleihe 
von 80,000 Thalern noch erforderlich ſind, im Wege einer weiteren Anleihe zu 
beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons und Talons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
25,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 25,000 Tha⸗ 
lern, in Buchſtaben: fünfundzwanzig tauſend Thalern, welche in 250 Apoints zu 


ſteuer mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 


| / im Thalern nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreis⸗ 


| 1 
} 
; 8 


* 


beſtimmenden Folgeordnung vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens Einem Prozent 
des geſammten Kapitals jährlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen zu tilgen ſind, durch e Privilegium Unſere 
ee Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 5 


Gegeben Berlin, den 30. Januar 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulen burg. 


r. 6568.) Pro⸗ 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
775 88 
Nes Rreiges Pr E HLA n 


II. Serie 
über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des untereererrnmn landesherrlich beſtätigten Kreistags⸗ 
beſchluſſes vom 7. November 1866. und des Allerhöciten Privilegiums vom 
V wegen Aufnahme einer Schuld von 25,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Kommiſſion für Verwaltung des Eiſenbahnfonds des Kreiſes 
Pr. Eylau Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens 
des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 100 Tha⸗ 
lern, in Buchſtaben: Einhundert Thalern Preußisch Kurant, nach dem geſetzlich 
beſtehenden Münzfuße, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden un 
mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 
85 Die Rückzahlung der ganzen Schuld von fünfundzwanzig tauſend Thalern 
4 eſchieht vom Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten 
et ilgungsfonds von wenigſtens Einem bia des geſammten Kapitals jährlich, 
; unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
Monate Oktober jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Til. no durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. 
Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter 
e ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an 
welchem die Rückzahlung erfolgen foll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg, 
dem Pr. Eylauer Kreisblatte, dem Staatsanzeiger, der Oftpreußſchen Halb ö 
und der Hartungſchen Zeitung. 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährigen Terminen, am 1. April und am 1. ktober, von heute ah 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem t b 
| ie 


ee 
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Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der a d in Pr. Eylau und deren Agentur zu Königsberg, und 
zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablaufe des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenſtein. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .... halbjährige Zinskupons bis 
e ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige 
Perioden ausgegeben. Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Pr. Eylau gegen Ablieferung des der älteren Zins⸗ 
kupons⸗Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aus⸗ 

ändigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. f 

gel Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Anterſchrift 
ertheilt. 
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Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für Verwaltung des Eiſenbahnfonds des 
Pr. Eylauer Kreiſes. 


Anmerkung: Die Unterſchriften geſchehen eigenhändig. 


Ar. 6568.) N Pro- 


wa. on 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Rönigsberg. 


. mit (in Buchſtaben) ... Thaler ..... Silbergroſchen bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Pr. Eylau oder deren Agentur in Königsberg. 
Pr. Eylau, den nm 1 
(ES) 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für Verwaltung des Eiſenbahnfonds 
des Pr. Eylauer Kreiſes. 
(Fakſimile der Unterſchrift.) 


ni 


2 5 5 Erſter (eis...) Zins⸗-Kupon 

Ser zu der 

5 Kreis⸗Obligation des Pr. Ey lauer Kreiſes 
2 ie 3 

1 II, Septe 

= über Einhundert Thaler zu fünf Prozent Zinfen 

= über su Sale Silbergroſchen. 

en Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe 
8 an ne 18.. und fpäterhin die Zinſen der vorbe⸗ 
a7 nannten Rreis-Obligation für das Halbjahr vom bis 
8 

& 

ö 


Schluſſe des Kalenderjahres der 


gerechnet, erhoben wird. 


Geldbetrag 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


ae f 


zur 
Kreis⸗Obligation des Pr. Eylauer Kreiſes 
II. Serie. 


Herr W über Einhundert Thaler zu 5 . ainfen 
is 18... bei der Kreis⸗ 


Pr. Eylau, den ern 18 
(L. S.) 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für Verwaltung des Eiſenbahnfonds des 
Pr. Eylauer Kreiſes. 
(Fakſimile der Unterſchrift.) 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
i (R. v. Decker). 


